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Wirtschaft fordert Finanzierungssicherheit für den Ausbau der A 1
Sechs Industrie- und Handelskammern schreiben an Minister Voigtsberger
Die Präsidenten und Hauptgeschäftsführer von gleich sechs Industrie- und Handelskammern im nordwestdeutschen Raum fordern den nordrhein-westfälischen Wirtschafts- und Verkehrsminister Harry K. Voigtsberger auf, die vom Bundesverkehrsminister angebotene Finanzierung des sechsstreifigen Ausbaus der A 1 über ein PPP-Modell nicht grundsätzlich abzulehnen.   
Voigtsberger hatte dem Modell, bei dem private Unternehmen den A 1 - Ausbau vorfinanzieren, zuletzt eine klare Absage erteilt und dies damit begründet, dass nicht fest stehe, ob Private solche Projekte letztendlich kostengünstiger und schneller umsetzen können als der Staat.
Der größte Teil des rund 90 km langen Ausbauabschnitts der 
A 1 zwischen dem Kamener Kreuz und dem AK Lotte/Osnabrück liegt im Bezirk der IHK Nord Westfalen. Deren Präsident, Dr. Benedikt Hüffer, hatte seine Amtskollegen der IHKs in Hamburg, Bremen, Oldenburg, Osnabrück und Dortmund dafür gewinnen können, bei diesem wichtigen Thema gemeinsame Sache zu machen. „Die A 1  ist nicht nur eine der zentralen Erschließungsachsen im Münsterland, sondern sie ist eine der bedeutendsten europäischen Nord-Süd-Magistralen und zudem wichtige Hinterlandanbindung für die deutschen Seehäfen Hamburg und Bremerhaven“, umschreibt er die Dimension des Projektes. 
Die Kehrtwende der nordrhein-westfälischen Landesregierung sieht Dr. Hüffer kritisch: „Den Ausbau wichtiger Autobahnen  im Zusammenwirken der staatlichen Ebene und der Privatwirtschaft zu realisieren, macht auch weiterhin Sinn“, ist der IHK-Präsident überzeugt. „Der Ausbau der A 1 ist zu wichtig, um im Streit und den richtigen Finanzierungsweg  zwischen Land und Bund zerrieben zu werden. Wir brauchen den sechsstreifigen Ausbau – und zwar so schnell wie irgend möglich“, unterstreicht er den klaren Auftrag der sechs Industrie- und Handelskammern an die Politik. 
In dem Schreiben kritisieren die IHK-Spitzen insbesondere, dass das Land die durch das PPP-Modell relativ sichere Finanzierung und zügige Realisierung des Projekts „ohne Not“ aufgegeben habe, ohne vom Bund eine Zusage bekommen zu haben, dass der Ausbau der A 1 auch im Rahmen der konventionellen Haushaltsfinanzierung erfolgen kann. In ihrem Schreiben bitten die IHKs Voigtsberger, seine Entscheidung gegen ein PPP-Finanzierungs​modell nochmals zu überdenken.
Dr. Hüffer: „Der bisher geplante Fertigstellungstermin spätestens bis zum Jahr 2022 muss in jedem Fall eingehalten werden.“
Sperrfrist: Donnerstag, 4. August, 10.00 Uhr











